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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 28, September 1960 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Belgien über 
Leistungen zugunsten belgischer Staatsangehöriger, die von 
nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen betroffen 

worden sind 

— Drucksache 2640 — 


A. Bericht des Abgeordneten Freiherr von Mühlen 


Der Vertrag mit dem Königreich Belgien über 
Wiedergutmachungsleistungen zugunsten belgischer 
Staatsbürger, die durch nationalsozialistische Ver- 
folgungsmaßnahmen ^ geschädigt worden sind, hat, 
wie die vorangegangenen Verträge mit Dänemark, 
Luxemburg, Frankreich, ,den Niederlanden, Nor- 
wegen und Griechenland, zum Inhalt, auch die- 
jenigen Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung 
zu entschädigen, die den Wohnsitz- und Aufent- 
haltsbestimmungen des Bundesentschädigungsgeset- 
zes vom 29. Juli 1956 nicht entsprechen. Dieses 
Gesetz bestimmt, im Einklang mit dem überleitungs- 
vertrag vom 26. Mai 1953, daß nur diejenigen 
Verfolgten einen Anspruch auf Wiedergutmachung 
haben, die eine räumliche Beziehung zum Gebiet der 
Bundesrepublik oder zu dem Deutschen Reich miit 
den Grenzen vom 31. Dezember 1937 nachweisen 
können. Ausgenommen hiervon sind die Staaten- 
losen und eine Gruppe von Flüchtlingen, die das 
Bundesentschädigungsgesetz näher bestimmt. 

Wie die Bundesregierung in einer dem Gesetz- 
entwurf angefügten Denkschrift hervorhebt, ist die 
Regierung des Königreichs Belgien im Jahre 1956 
gemeinsam mit den Regierungen von sieben wei- 
teren Staaten bei der Bundesregierung vorstellig 
geworden, um eine Entschädigung auch derjenigen 
Verfolgten zu erwirken, die den Wohnsitz- und 
Aufenthaltsvoraussetzungen des Bundesentschädi- 
gungsgesetzes nicht entsprechen. Aufgrund allge- 


mein menschlicher Erwägung hat sich die Bundes- 
regierung entschlossen, diesem Ersuchen nachzu- 
kommen. Mit dem Königreich Belgien ist am 
28. September 1960 ein entsprechender Vertrag 
abgeschlossen worden. In Artikel I dieses Vertrages 
verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland, an 
das Königreich Belgien 80 Mio DM zugunsten der 
aus Gründen der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung von nationalsozialistischen Ver- 
folgungsmaßnahmen betroffenen belgischen Staats- 
angehörigen zu zahlen, die durch diese Verfolgungs- 
maßnahmen Freiheitsschädigung oder Gesundheits- 
schädigung erlitten haben. Es handelt sich hierbei, 
was zu beachten ist, um die Wiedergutmachung von 
Personalschädigungen, nicht von Vermögensschäden. 
Artikel I Abs. 2 des Vertrages bestimmt, daß die 
Verteilung des Entschädigungsbetrages dem Ermes- 
sen der Regierung des Königreichs Belgien überlas- 
sen bleibt. 

Artikel II des Vertrages regelt die Zahlungs- 
modalitäten. Der Betrag wird dem Königreich 
Belgien in drei Raten ausbezahlt, wobei die erste 
Rate in Höhe von 45 Mio DM einen Monat nach 
Inkrafttreten des Vertrages fällig wird. 

Artikel III des Vertrages legt fest, daß mit der 
Bezahlung des in Artikel I aufgeführten Betrages 
alle den Gegenstand dieses Vertrages bildenden 
Fragen im Verhältnis der Bundesrepublik Deutsch- 
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land zu dem Königreich Belgien iunheschadet etwai- 
ger gesetzlicher Ansprüche belgischer Staatsange- 
höriger abschließend geregelt sind. 

In einem dem Vertrag angeschlossenen Briefwech- 
sel weist die Regierung der Bundesrepublük: 
ihrerseits nochmals auf den abschließenden Charakter 
dieser vertraglichen Regelung hin, den die Regierung 
des Königreichs Belgien grundsätzlich mit dem 
Vorbehalt anerkennt, an die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland mit dem Verlangen nach 
Regelung weiterer Forderungen heranzutreten, die 
aus nationalsozialistischen Verfolgungsmaßnahmen 
während der Kriegs- und Besatzungszeit herrühren, 
wenn sich solche Schritte bei einer allgemeinen 
Prüfung gemäß Artikel V Abs. 2 des Abkommens 
Über deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 
1953 ergeben sollten. 


Dieser Vorbehalt kann seitens der Regierung der 
Bundesrepublik anerkannt werden, da er sich auf 
Vermögensschädigungen bezieht, während der vor- 
liegende Vertrag — wie bereits oben erwähnt — 
die Wiedergutmachung von Personalschädigungen 
beinhaltet. 

Der Bundesrat hat in seiner 230, Sitzung gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, 
gegen den Entwurf des Vertrages keine Einwendun- 
gen zu erheben. 

Gemeinsam mit dem mitberatenden Ausschuß für 
Wiedergutmachung empfiehlt der Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten, die Gesetzesvorlage der 
Bundesregierung unverändert anzunehmen. 

Der nach § 96 der Geschäftsordnung beteiligte 
Haushaltsausschuß hat keinen Einwand erhoben. 


Bonn, den 8. Juni 1961 


Freiherr von Mühlen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2640 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, iden 8. Juni 1961 


Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 


Dr. Kopf 

Vorsitzender 


Freiherr von Mühlen 

Berichterstatter 
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